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Abschrift 

DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 20. Juli 1951 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Bundestagsabgeordneten Kiesin g er 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 64. Sitzung 
am 20. Juli 1951 beschlossen hat, hinsichdich des vom Deutschen 
Bundestage am 6. Juli 1951 verabschiedeten 

Gesetzes über die Inanspruchnahme eines Teils 
der Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer 
durch den Bund im Rechnungsjahr 1951 

- Nrn. 2245, 2391 der Drucksachen - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes mit dem Ziele einberufen wird, die 
Inanspruchnahme durch den Bund auf 25 v. H. zu begrenzen. 


In Vertretung 
gez. Arnold 


Bonn, den 20. Juli 1951 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben vom 
6. Juli 1951 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

In Vertretung 

Arnold 
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